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STADT BEDBURG 
 

 
DER BÜRGERMEISTER

 
 

 Bekanntmachung 
 

Veröffentlichungspflicht nach § 17 Korruptionsbekämpfungsgesetz NW 
 
Gemäß § 17 i.  V. m. § 1 des Gesetzes zur Verbesserung der Korruptionsbe-
kämpfung und zur Errichtung und Führung eines Vergaberegisters in Nordrhein-
Westfalen (Korruptionsbekämpfungsgesetz) vom 16.12.2004 haben die Mitglieder in 
Organen und Ausschüssen der Gemeinden und Gemeindeverbände, die Mitglieder 
in der Bezirksvertretung, die Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher sowie die 
sachkundigen Bürgerinnen und Bürger gemäß  § 58 Abs. 3 Gemeindeordnung NRW 
gegenüber dem Bürgermeister schriftlich Auskunft zu geben über  
 

1. den ausgeübten Beruf und Beraterverträge, 
  
2. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien 
im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes, 
  
3. die Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten 
Aufgabenbereichen in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form 
der in § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und Einrichtungen, 
  
4. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher 
Unternehmen, 
  
5. die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren Gremien. 
  

Die Angaben sind in geeigneter Form jährlich zu veröffentlichen. 
 
Hierzu liegt eine Zusammenstellung der Angaben in der Zeit vom  
 

13.12.2010 – 13.01.2011 
 
in der Stadtverwaltung Bedburg, 50181 Bedburg, Am Rathaus 1, Ratsbüro (Rathaus 
Kaster) zur Einsichtnahme zu den üblichen Öffnungszeiten aus.  
 
50181 Bedburg, den 03.12.2010 

 
 
Koerdt 
Bürgermeister  
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STADT BEDBURG 
 

 
DER BÜRGERMEISTER

 
Öffentliche Bekanntmachung der 

STADT BEDBURG 
 

betreffend den 
Auslegungsbeschluss (Offenlage der Planung) für die 

29. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Bedburg  

-Gebiet zwischen ehemaliger Abbaukante Fortuna Garsdorf, Bedburger Mühlenerft / 
Schlosspark, Erft und Venturi-Kanal - 

 
hier: Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 des 

Baugesetzbuches (BauGB)  
 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss hat in seiner Sitzung am 23.11.2010 gemäß § 3 
Abs. 2  i.V.m. § 4 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB), in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), den Auslegungsbe-
schluss für die 29. Änderung des Flächennutzungsplanes gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
gefasst.  
 
Das Verfahren wird nunmehr mit der Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung 
nach § 3 Abs. 2 BauGB fortgeführt.  
 
Das Plangebiet besteht im Wesentlichen aus den Grundstücken Gemarkung Bed-
burg, Flur 40, Flurstücke 74 und 82.  
Der Plangeltungsbereich wird in etwa wie folgt begrenzt: (jeweils Gemarkung Bed-
burg) 
 
Im Norden: 
 

durch die Bedburger Mühlenerft und den Schlosspark 

Im Osten: 
 

Bereich der ehemaligen Abbaukante des Tagebaus Fortuna Garsdorf 

Im Süden: 
 

durch den Venturi-Kanal 

Im Westen: durch die Erft 
 
Zur geometrisch eindeutigen Plangebietsabgrenzung wird im übrigen auf den abge-
druckten Übersichtsplan verwiesen. 
 
 
 
Die Planungsziele aus dem ursprünglichen Aufstellungsbeschluss vom 23.02.1999 
werden vollinhaltlich übernommen. 
 
Die 29. Änderung des Flächennutzungsplanes liegt daher gem. § 3 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches mit Begründung, Umweltbericht und Anlagen hierzu in der Zeit vom  

Mittwoch, 15. Dezember 2010 bis zum Montag, 17. Januar 2011 (einschließlich) 
 

während der Dienststunden, und zwar montags bis mittwochs von 8:00 Uhr bis 12:00 
Uhr und von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr, donnerstags von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 
von 14:00 bis 18:00 Uhr sowie freitags von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr bei der Stadtver-
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waltung Bedburg, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, Zimmer 206, 50181 Bedburg, zu 
jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Während dieses Zeitraumes können Stel-
lungnahmen mündlich, zur Niederschrift oder schriftlich abgegeben bzw. vorgetragen 
werden. 
 
Keine Möglichkeit der Einsichtnahme oder Abgabe von Stellungnahmen besteht auf 
Grund der Feiertagsregelung an folgenden Tagen: 
 

Freitag, 24.12.2010 (Heilig Abend) 
Freitag, 31.12.2010 (Silvester) 

 
Der Planentwurf hängt auch im Aushangkasten des Rathauses in Kaster, 2. Oberge-
schoss, zur Einsicht aus. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörte-
rung der Planung mit einem sachkundigen Vertreter der Stadtverwaltung sowie Stel-
lungnahmen mündlich, zur Niederschrift oder schriftlich vorzutragen. 
 
Zum Planentwurf nebst Begründung und Anlagen sowie zu den bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen / Informationen können bis zu einer Woche nach 
Ablauf des o.g. Zeitraumes auch schriftliche Stellungnahmen abgegeben werden. 
Nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung 
über diesen Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach § 47 der Verwal-
tungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht 
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht wurden (sog. Präklusion von Einwendungen). 
Es sind umweltbezogene Informationen zu den Bodenverhältnissen, Arten-, Immissi-
onen- und Landschaftsschutz verfügbar. 
 
Bedburg, 06.12.2010 
Stadt Bedburg 
Der Bürgermeister  
In Vertretung 
 
 
 
gez. Sibille Brabender                        
Allgemeine Vertreterin  
des Bürgermeisters 
 
 
                   
 Hinweise: 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über die Entschädigung von 

durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 

2. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung):  
Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungsplan oder eine Satzung nach 
§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuchs zum Gegenstand hat, ist unzuläs-
sig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen 
Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 des Baugesetzbuchs) nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der Beteili-
gung hingewiesen worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind. 

3. Hinweis gemäß § 4a Abs. 6 BauGB: 
Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgege-
ben worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern 
die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Recht-
mäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 
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STADT BEDBURG 
 

 
DER BÜRGERMEISTER

 
 

Lageplan 29. Änderung des Flächennutzungsplanes 
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STADT BEDBURG DER BÜRGERMEISTER

1.) Offentliche Bekanntmachung der
STADT BEDBURG

betreffend den
Beschluss zur erneuten Offenlage für den Bebauungsplan

Nr. 16/Kaster, - Gebiet der ehemaligen Hallenbadfläche an der ,,Harffer Schlossallee" -,

4. beschleunigte Anderung

hier: Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung gemäß $ 3 Abs. 2 i.V.m.

$ 4a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)
- Auslegungsbeschluss -

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bedburg hat in seiner Sitzung am 23.11.2010
den erneuten Auslegungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 16/Kaster,4. beschleunigte
Anderung gemäß g 3 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBI. I S.2414), zulelztgeändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009
(BGBI. I S. 2585) gefasst. Der erneute Auslegungsbeschluss wird hiermit gemäß $ 3 Abs. 2
BauG B öffentlich bekanntgemacht.

Dieser Bebauungsplan der lnnenentwicklung schafft durch die Aktivierung/Bebauung ei-
ner innerörtlichen Freifläche bei gleichzeitiger Aufnahme der ortstypischen Gestaltungs-
merkmale die Voraussetzungen für ein verträgliches Einfügen in die umgebende Bebauung
und somit die Voraussetzungen für eine geordnete städtebauliche Entwicklung. Die beab-
sichtigte Bebauung soll abweichend vom bereits ausgelegten Planentwurf dem Wohnen und
nicht störenden Gewerbebetrieben dienen und eine nach dem erfolgten Abriss des Hallen-
bades bestehende Baulücke schließen. Da der Bauleitplan nach der Offenlage geändert
wurde, findet gem. $ 4a Abs. 3 BauGB die erneute Offenlage statt.

Die Grundzüge der Planung werden durch dieses Bauleitverfahren nicht berührt. Ein Vorha-
ben, das einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt, wird
durch dieses Verfahren nicht vorbereitet oder begründet. Ferner liegt keine Beeinträchtigung
von Natura 200O-Gebieten (ehemals FFH-Gebiete [Flora- Fauna- Habitat- Gebiete] oder Vo-
gelschutzgebieten vor). Die zulässige Grundfläche von unter 20.000 qm wird nicht überschrit-
ten.
Vielmehr handelt es sich um eine Maßnahme zur nachhaltigen Entwicklung des lnnenberei-
ches durch Nachverdichtung. Es findet daher das beschleunigte Verfahren nach $ 13a
BaUGB Anwendung.

Eine förmliche Umweltprüfung nach $ 2 Abs. 4 BaUGB findet gem. S 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m.

$ 13 Abs 3 Satz 1 BauGB nicht statt.

Der Plangeltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegt in der Gemarkung Kaster, Flur 5,

Flurstück 384. Dabei handelt es sich um die Fläche des ehemaligen städtischen Hallenba-
des an der,,Harffer Schlossallee" in Kaster. Der Plangeltungsbereich wird wie folgt abge-
grenzt:

lm Norden: durch das Grundstück der Gemarkung Kaster, Flur 5, Flurstück 243
(,,Wegparzelle").

lm Osten: durch das Grundstück der Gemarkung Kaster, Flur 5, Flurstück 383
(,,Wegparzelle").

lm Süden: durch das bebaute Grundstück der Gemarkung Kaster, Flur 5, Flurstück 385
(,,Harffer Schloßallee 5").

13



lm Westen: durch das Straßengrundstück der Gemarkung Kaster, Flur 5, fi"urstück 652
(,, Harffer Schloßallee").

Zur geometrisch eindeutigen Plangebietsabgrenzung wird auf den abgedruckten Übersichts-
plan venruiesen.

lm Wege der formlichen Offenlage (Auslegung) der Planung besteht gemäß $3 Abs. 2
BauGB für Jedermann (Öffentlichkeit) Gelegenheit, sich über den Entwurf des Bebauungs-
planes Nr. 16/Kaster,4. beschleunigte Anderung, sowie die allgemeinen Ziele und Zwecke,
die wesentlichen Auswirkungen der Planung mit Begründung und Anlagen hierzu in der Zeit
vom

Mittwoch. 15. Dezember 2010 bis zum Montas. 17. Januar 2011 (einschließlich)

während der Dienststunden, und zwar montags und dienstags von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
und von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, mittwochs von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, donnerstags von
8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr sowie freitags von 8:00 Uhr bis
12:00 Uhr bei der Stadtverwaltung Bedburg, Rathaus Kaster, Am Rathaus 1, Zimmer 205,
50181 Bedburg, zu unterrichten. Keine Möglichkeit der Einsichtnahme oder Abgabe von Stel-
lungnahmen besteht an folgenden Tagen:

Freitaq. 24.12.2010 (Heiliq Abend)
Freitaq. 31.1 2.201 0 (Silvester)

Der Planentwurf hängt auch im Aushangkasten des Rathauses in Kaster, 2. Obergeschoss,
zur Einsicht aus. Gleichzeitig besteht Gelegenheit zur Außerung und Erörterung der Planung
mit einem sachkundigen Vertreter der Stadtverwaltung sowie Stellungnahmen mündlich, zur
Niederschrift oder sch riftlich vorzutragen.
Die Planbegründung enthält umweltbezogene lnformationen zu Natur-, Lanschafts-, Arten-
und lmmissionsschutz.
Zum Planentwurf nebst Begründung und Anlagen können auch schriftliche Stellungnahmen
abgegeben werden. Nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen können bei der Be-
schlussfassung über diesen Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Ein Antrag nach $ 47
der Venryaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend ge-
macht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend
gemacht wurden (sog. Präklusion von Einwendungen).

Bedburg, 06.12.2010
Stadt Bedburg
Der Bürgermeister
ln Vertretung

S .'\ t-l7., D-a. \ c* a/tJ - L^ 
^*- \

(Sibille Brabender)
Allgemeine Vertreterin
des Bürgermeisters

Hinweise:
1. Auf die Vorschriften des $ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des BauGB über die

Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen
sowie die Fälligkeiten und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche
wird hingewiesen.
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2. Hinweis gemäß § 4a Abs. 6 BauGB: 
Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und 
nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans 
nicht von Bedeutung ist. 

3. Hinweis gem. § 47 Abs. 2a VwGO (Verwaltungsgerichtsordnung):  
Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der einen Bebauungsplan oder 
eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 oder § 35 Abs. 6 des Baugesetz-
buchs zum Gegenstand hat, ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur 
Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3 
Abs. 2 des Baugesetzbuchs) oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen Öffent-
lichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1 des Baugesetzbuchs) nicht oder ver-
spätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf diese 
Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hingewiesen worden ist. Dies gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 

4. Hinweis gemäß § 13 Abs. 3 Satz 2: 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird von der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 abgesehen. 

 
2.) Veröffentlichung Amtsblatt am 07.12.2010 
3.) amtsblatt@rhein-erft-kreis.de 
 
 

Lageplan:  
 

Bebauungsplan der Innenentwicklung Nr. 16/Kaster, 4. beschleunigte Änderung 
 

 
© Katasteramt Rhein-Erft-Kreis, 994/08 
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Öffentliche Bekanntmachung der Bezirksregierung Arnsberg, 
Dezernat 61 gemäß § 3a Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 
 

Geschäftszeichen: 61. g 27 – 4.4 – 2010 - 02 
 
Die Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 für Bergbau und Energie in NRW, Josef-Schregel-
Str. 21, 52349 Düren, gibt bekannt, dass im Rahmen des bergrechtlichen Zulassungsverfahrens 
für den Wiederaufbau eines Gleises im Bahnhof Niederaußem keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird. 
 
Auf Grund der geplanten Länge des Gleises von 700 m besteht gem. § 1, Ziffer 5 der 
Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) 
vom 13. Juli 1990 (BGBl. I S. 1420), zuletzt geändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 
10. August 2005 (BGBl. I S. 2452) die Pflicht zur standortbezogenen Vorprüfung der 
Umweltverträglichkeit im Einzelfall nach § 3c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c Abs. 1, Satz 2 UVPG hat ergeben, 
dass unter Berücksichtigung der in der Anlage 2 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen durch die o. g. Anlage zu befürchten sind. 
 
Betreiber der o. g. Anlage ist die RWE Power AG, Stüttgenweg 2, 50935 Köln. 
 
Diese Festlegung ist nicht selbständig anfechtbar. 
 
Bezirksregierung Arnsberg, Bergverwaltung Düren, 
den 03. Dezember 2010 
Im Auftrag: 
 
 
 
 
(Kaehler) 
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